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* Der Mablknmpk in spreutzen.
In Preußen hat der Wahlkampf begonnen.

Au^ Parteitagen und in öffentlichen Versammlungen ha.
den die meisten Parteien des preußischen Parlaments
ihre Geschwader bereits formiert » ihre Schlachtbanner
enthüllt und das Signal zum Angriff gegeben .

Und zwar sind diesmal die Kampfziele mit erfreulicher
Bestimmtheit verkündet Worden. Dar allem gilt das für
die Parteien der Reaktion . Beide Parteien ,
„Deutschnationale " Bolkspartei und
Deutsche (liberale ) Bolkspartei , haben ein
ziemlich klares Programm aufgestellt.

Namentlich der Deutsch -liberalen Volkspartei wird man
dafür dankbar sein dürfen . Denn die teilweise nicht ganz
ungewollte Verschwommenheit hat nun ein Ende erreicht.
Wir wissen , daß auch die Deutsch-liberale Bolkspartei ,
also im wesentlichen die alten Nationalliberalen , nichts
anderes sind, als eine im Grunde reaktionäre
Partei , die die Wiederherstellung des alten
Systems in Preußen auf ihre Fahnen geschrieben
hat .

Bon ihrer Nachbarpartei unterscheidet sie sich hauptsäch¬
lich dadurch, daß sie sich in taktischer Hinsicht eine größere
Bewegungsfreiheit Vorbehalt, und nicht so ängstlich ist im
Eingehen von Bündnissen, die ihr eine Anteilnahme an
der Regierung verschaffen können. Inwieweit man von
der Haltung der preußischen Deutschen Bolkspartei auf
die der süddeutschen Liberalen schließen darf , das bleibt
allerdings noch eine offene Frage . Von jcher ist ja der
preußische Nationalliberalismus um ein paar Grad mehr
nach rechts gerichtet gewesen, als der süddeutsche . Das
hat aber ein Zusammengehen keineswegs ausgeschlossen .
Und so dürfen wir wohl im Großen und Ganzen damit
rechnen , daß auch die Deutsche Bolkspartei im Süden sich
nunmehr offen zu einer reaktionären Parole bekennen
Wird .

Allerdings gibt es etwas , was besonders geeignet ist,
die politische Situation für die Deutsche Volkspartei
Preußenszu erleichtern. Wenn man dort für die Wie¬
derherstellung der Preußischen Monarchie eintritt , so ge¬
schieht das in der Voraussetzung, daß dieser preußische
König selbstverständlich wieder deutscher Kaiser
Werden müßte. Es ist also dßn Nationalliberalen in
Preußen möglich , ihre Begeisterung für das alte Preußen
mit ihrer Begeisterung für das Kaisertum zu verknüpfen .

Demgegenüber liegen die Dinge bei uns imSüden
ganz anders . Es gibt viele Nationalliberale (Deutsch¬
liberale ) , die Wohl für das Kaisertum schwärmen , ein
preußisches Übergewicht aber keineswegs wünschen und
auch die Wiederkehr all der früheren mittel - und klein¬
staatlichen Dynastien als höchst untunlich empfinden .

Wie man im Schoße der Partei diese nicht ganz un¬
wesentlichen Gegensätze ausgleichen wird , das wird uns
die nächste Zukunst zeigen . Einstweilen steht jedenfalls
fest, daß die Deutsche (liberale ) Bolkspartei in Preußen
vorbehaltlos zur Reaktion ab geschwenkt
ist. Und auf diese Tatsache haben sich auch die „Deutsch-
r ationalen " in Preußen bereits vollkommen eingestellt.Man spriöU schon wieder von der Bruderpartei und von
den gemeinsamen Zielen.

Daß die „Deutschnationalen " in Preußen die
Wiederherstellung der Monarchie, die Wiederaufrichtungdes alten Preußischen Systems proklamieren würden , war
ja vorauszusehen. Es ist geschehen mit einer Entschieden-
«Eff und Schroffheit, die einstweilen wenigstens eine jede
Möglichkeit zur Zusammenarbeit mit republikanisch ge¬sinnten Parteien ausschließt.

Im Gegensatz zur Deutschen (liberalen ) Volkspartei
Awen die „Deutschnationalen" dann noch das b ö lki scheBekenntnis besonders nachdrücklich betont und sich

Militarismus , wie für die Landwirtschaft
A leidenschaftlich eingesetzt . Unter Land-

^ "Erlich nicht die preußische LandwirtschaftIs solche, stadern lediglich das Jnteressederpreu -vrschen Großagrarier zu verstehen.Bei uns lmSüden wird man das unverhüllte Be-EE ' s der beiden Parteien zur Reaktion , und zwar zu
' bezlflsch preußisch abgesteinpelten Reak-E recht gemischten Gefühlen vernehmen . Wir

n Reichsgedanken mit diesem Bekenntnis
- io i^ bEnt ist, und wir befürchten, daß die Abneigung ,

Süddeutschlands gegenüber dem
- ° '^ n We >en besteht , angesichts dieser programma -
Aschen Erklärungen der beiden

vermindert werden wird .
reaktionären Parteien

Was die Deutschdemokraten anlangt , so Habens
sie sich unter Ablehnung rein sozialistischer Forderungen sich
unumwunden für den neuen Staat , für die Grundideen
der Weimarer Verfassung erklärt und werden in diesem
Sinne den Wahlkampf führen . Bemerkenswert ist die
Tatsache, daß sich inzwischen in Berlin eine republi¬
kanische Liga gebildet Hat , die alle republikanisch
empfindenden Bolkskreise Deutschlands zu einer geschlos¬
senen Einheit gegenüber der Reaktion zusammenfassen
will .

Me Begründer dieser Liga sind drei Demokra¬
ten , Staatssekretär a. D . Hugo Preuß , Reichstagsab¬
geordneter Cheftedakteur Nuschke von der „Berliner
Volkszeitung " und der thüringische Minister Freiherr
von Brandenstein . Wer es mit dem neuen Staate
ehrlich meint , wird der neuen Gründung ein glückliches
Gedeihen wünschen . Daß sie als Gegengewicht gegen die
straffen Organisationen der Reccktion notwendig ist, un¬
terliegt gar keinem Zweifel.

Me preußischen Mehrheitssozialdemokra -
ten haben für den Wahlkampf eine sehr entschiedene
Frontstellung gegenüber der Reaktion eingenommen. Ja ,man ist soweit gegangen, schon jetzt die Kandidaten zu
verpflichten, daß sie sich später unter keinen Um -
ständen an einer Koalition mit - er Deut¬
schen (liberalen ) Bolkspartei beteiligen wer¬
den .

Was das Zentrum betrifft , so hat der auf dem rech¬
ten Flügel der Partei stehende Uihrer M . Trimborn
dieser Tage eine Rede gehalten, die >— nach den Zeitungs¬
berichten wenigstens — ein völlig klares Bild noch nicht
ergibt , im übrigen aber von einer starken , vielleicht mehr
gefühlsmäßigen Abneigung gegenüber der Sozialdemo¬kratie zeugt. Trimborn hat, wenn die Zeitungsberichte
tzutreffen, ganz im Stil 'einer verflossenen Zeit die Sozial¬
demokraten als „die Todfeinde der bürgerlichen Gesell¬
schaft" bezeichnet : bhne dabei sich bewußt zu sein , daß diese
Bezeichnung „bürgerlich" heute zu 75 A ihre Geltungverloren hat, und ohne daran zu denken , daß in den Rei¬
hen seiner eigenen Partei Hunderttausende von Mäh-
lern sitzen, die , ohne deshalb Sozialisten zu sein , vom
bürgerlichen Kapitalismus nichts wissen wollen.

Für Preußen wird der Ausgang der Wahlen natürlich
von außerordentlicher Bedeutung sein. Was uns aber
noch viel mehr interessiert, das ist die Tatsache, daß diese
preußischen Landtagswahlen gleichzeitig auch wertvolle
Fingerzeige für die Gesamtentwicklung unserer inneren
Politik im Reiche geben werden.

Wayerikbe Politik.
* Über dieHaltung Bayerns in derFrage derEin -

wohnerwehr ist in unserer Zeitung bereits mehr¬
fach berichtet worden . Wir halten es für unser «:
Pflicht , heute von einer bemerkenswerten Aus¬
lassung Kenntnis zu geben, in der die Stellungund die Absichten der bayerischen Regierung des
Näheren gewürdigt werden . Es geschieht dies in
einem Artikel der von einer Reihe bestunterrichte¬ter Mitarbeiter bedienten , in Karlsruhe erschei¬nenden - Reichskorrespondenz Nard¬
ts ü d "

, die sich die Aufgabe gestellt hat, auf der
Basis unbedingter Reichstreue für ein besseres
Verständnis unter den Ländern und Stämmen
zu werben . Der Artikel des Münchner Mitarbei -
ters der neuen Korrespondenz, der offenbar überdie besten Beziehungen zur bayerischen Regierung
verfügt , besagt u . a . folgendes :

„Es war - er bayerischen Regierung s. Zt . nicht schwer,
nachzuweisen , daß das Mißtrauen gegen Bayern in
der Frage des französischen Gesandten durch¬aus unbegründet war . Der Empfang des Herrn Dard
und jede Besprechung mit ihm hat sich gewissenhaft in
den Grenzen gehalten, die mit dem Reichsminister für
Auswärtige Angelegenheiten vorher vereinbart waren .Ni emalshatsichdiebayerischeRegierungbis heute mit auswärtigen Agenten in
selbstsüchtige oder auch nur selbständige
Verhandlungen eingelassen .

Ebensowenig kann von einer Enttäuschung der baye¬
rische Regierung in der Einwohnerwehrsrage die Rede
sein. Ministerpräsident v. Kahr hat bisher noch keinen
Schritt getan : der gegen die Politik der Koalitionspar¬teien verstoßen hätte . Seine Auffassung von Staats¬
autorität ist als bayerischer Beamter geschult , d. h.eine Politik auf eigene Faust liegt ihm als obersten Be-
amten des parlamentarischen Regimes ebenso fern , wie
vorher als Beamten der Monarchie. Er wird also nie¬

mals versuchen, über die parlamentarische Koalition hin¬
weg zu regieren . Den Vereinbarungen der Koalitions¬
parteien würde es unmittelbar widersprechen , wenn auch
nur geheime Wünsche der Regierung auf eine Bevor¬
zugung Bayerns durch den Feindbund zum Schaden des
Reiches abzielen würden . Die bayerische Regierung wie
das bayerische Volk will den Föderalismus als die
Staatsform , die dem Kulturzwecke dient, ohne dem
Machtzwecke des Staates zu schaden, im Gegenteil, sie
will gerade den Föderalismus deshalb, weil nach ihrer
Überzeugung auch die Macht des Reiches durch die kul¬
turelle Stärke seiner Glieder gefördert wird . Frankreich
will einen „Föderalismus " in Deutschlandals Mittel zur
Zertrümmerung des letzten Restes deutscher Macht . Das
wissen wir und darnach handeln wir in Bayern . Wir
wissen auch, daß Frankreich unsere bayerische Einwohner¬
wehr nicht etwa wegen der Gewehre fürchtet , die diese
wenigen Tausend zum großen Teil militäruntauglichen
Bürger in Händen haben, sondern wegen der Er¬
starkung des Nationalgefühls ^ zu dem die
treue Kameradschaft der Einwohnerwehrmänner beiträgt .
Me Erstarkung des Nationalgefühls , die Erziehung des
Volkes zum Bewußtsein des deutschen Staatsbürgertums ,
das durch den unglücklichen Ausgang des Krieges und die
Revolution so schwer gelitten hat, werden wir aber rn
Bayern mit allen Mitteln anstreben, mag uns die Ein¬
wohnerwehr bleiben oder nicht , über diese Absicht wollen
und können wir die äußeren und inneren Feinde unseres
Staates nicht täuschen.

Wir rechneten und rechnen weder auf Frankreichs
Gnade , noch auf Frankreichs Blindheit , mögen die Bier¬
bank- und Spekulationspolitiker hüben und drüben auch
noch so geistreiche Vermutungen über diese falsche Rech¬
nung aussprechen . Wir erleben also nach dieser Richtung
keine Enttäuschung . Wir werden die Einwoh¬
nerwehr entwaffnen , sobald es möglich ist, ohne
unseren Staat und das Reich zu gefährden; die 15 Mil¬
lionen , die uns die Einwohnerwehren jährlichkosten, wer¬
den wir lieber heute als morgen einsparen. Wir haben
in Bayern keine Orgesch und keine andere Selbst¬
schutzorganisation als unsere Einwohnerwehr und die
Technische Nothilfe , letztere ausschließlich zur Sicherung
lebenswichtiger Betriebe gegen streikende Arbeiter. Aber
wir wollen nicht verhehlen, daß von nationaler Seite in
Bayern die Gründung einer umfassenden
Vaterländischen Gesellschaft angestrebt wird,die alle militärischen Absichten strengstens vermeiden und
nur den genannten patriotischen, staatsbürgerlichen Zie¬
len dienen soll . Die bayerische Regierung begünstigt diese
Gründung heute noch ebensowenig wie die Orgesch für
Bayern . Aber das , was zum staatlichen Leben unum¬
gänglich notwendig ist , wird Negierung und Volk in
Bayern zu schaffen und zu erhalten suchen. Alle In¬
trigen gegen dieses Reservatrecht, das wir natürlich!
auch jedem anderen Land im Reich herzlich gönnen wür¬
den und wünschen, sind vergebliche Mühe.

"

Lpaprokite der Kohlenbarone.
Wie bekannt , hat die Entente weitere , d . h. über daS Spa »

Abkommen hinausgrhende Anforderungen an Koh enlieferu - ig
gestellt , obwohl feststeht, daß die deutsche Lieferungsfähigkeil
selbst an die Forderungen dos Spa -Abkommens nicht heran¬
reicht.

Hierzu bringt der Karlsruher „Volkssrsund " die folgenden
kritischen Betrachtungen :

«DaS in Spa getroffene Abkommen, das mit «dem 31 . Ja »
nuar abläuft , soll also durch raffinierte Erpresserpraktiksn der
Entente verschärft werden .

Das deutsche Volk seufzt aber nicht nur unter der Erpresser,
taktil der Entente , sonder » auch unter der Erpressung ein¬
heimischer Kapitalisten . Allgeinein ist bekannt, daß Deutsch¬
land monatlich 2 Millionen Tonnen Kohlen an Frankreich.
Belgien und Italien liefern muß . Mel weniger ist bekannt,
daß Deutschland für diese Kohlenlieferung , mit einer bestimm¬
ten Ausnahme , keine Zahlung erhält . Die fälligen Summen
werden auf das Reparationskonto verrechnet. Nur die Prämie
von 6 Goldmark pro Tonne ausgesuchter Oualitätskohle , zahl ,
bar von dem Empfänger , wird in bar ausgezahlt „zum Er¬
weich von Nahrungsmitteln für die deutschen Bergleute " (Ab¬
schnitt 2 des Abkommens von Spa ) . Außerdem soll Deutsch,
jand von Aen alliierten Regierungen einen „Vorschuß" empfan¬
gen in Höhe des Unterschiedes zwischen dem deutschen In¬
lands - und dem „ jeweils geringeren "

Ausfuhrpreis der eng¬
lischen Kohlen ab Häfen . Diesem Vorschuß ist vor allen andern
Forderungen der Alliierten an Deutschland der Vorrang der
Rückzahlung zuerkannt .

Nur relativ wenigen Deutschen ist aber bekannt, welche un¬
geheuren finanziellen Berluste Deutschland bei der Kohlen-
liefevung an die Entente erleidet . Gemäß § 10 lit . u, Anlage V
Teil 8 des Vertrags von Versailles muß Deutschland die



Ententekohl«» , so weit sie uicht über Seehäfen (RoUerdam
oder Antwerpen ) gehen, zum deutschen Inlandspreis abgeben!
Nun ist zwar öer deutsche Jnlandsreis für Kohlen, Koks unH
Briketts rund verzwanzigfacht worden seit Kriegsbcginn , aber
infolge unserer miserablen Valuta wird deutsche Kohle im
nichtentontistischen Auslande mit 1000 bis 1500 M . die Tonne
gehandelt . Es sind hier Grenzwerte genannt . In jüngster
Zeit sanken die Weltmarktpreise , immerhin darf man für die
Dauer des Spa -Abkommens einen Mindest-ToNnenpreis von
1000 M . anrechnen, den deutsche Kohle im nichtententistrschen
Auslände einbringt .

Wenn man einen Durchschnitts-Höchstpreis von 300 M . Pro
Tonne (Kohle , Koks und Briketts durcheinander gerechnet) für
has deutsche Inland in Ansatz bringt , so ist bald ermittelt ,
welcher gewaltige finanzielle Extratribut Deutschland durch
Versailles auferlegt ist . Etwa 1600 000 Tonnen monatlich wer¬
den der Entente nicht auf dem Überseeweg zugeführt . Für sie
Wird uns daher nur ein Tonnenpreis von höchstens 300 M.
guigeschrieben. An jeder Tvnnr erleiden wir im Vergleich
zu dem Weltmarktpreis , sicher 700 M . Verlust ! Das sind mo¬
natlich rund 1120 Millionen , oder jährlich 13,44 Milliarden
Mark ! Diese gewaltige Summe wird uns nicht auf das
Wicdergutmachungskonto gebucht ! Ein ungeheuerlicher Vor¬
gang angesichts unserer verzweifelten Notlage . Ein Beleg auch
für die Unhalbarkeit des Versailler Vertrags .

Aus dieser Darstellung geht hervor, daß das Reich die an
Me Entente . abzuliefernden Kohlen, eventuell Koks , von den
Bergwerksbrsitzern kaufen mntz . Das Reich ist darum nun
doppelt interessiert an der Gestaltung der Bergbauwirtschaft .
Einmal als oberster Sachwalter der inländischen Wirtschaft,
zu deren Erhaltung i» erster Linie Kohle benötigt wird . Tann
aber auch als Ausführer der Verpflichtungen aus dem Ver¬
sailler „Vertrag "

. Für die Reichsfinanzen ist es darum von
kolossaler Bedeutung , wie sich die Kohlen-, Koks - und Brikett¬
preise gestalten ; muß doch das Reich die 2 Millionen Tonnen
Spa -Kohlen, für die es keine Bezahlung von der Entente erhält ,
selbst einkaufen. Welche Unsummen hier in Betracht kommen,
ergibt folgendes :

Bleiben wir , wie oben, bei der Annahme eines inländischen
Durchschnitts-Höchstpreises von 300 M . , so gibt dies monatlich
eine Ausgabe für das Reich von 600 Millionen , jährlich von
7,2 Milliarden Mark ! Diese gewaltige Summe hat das Reich ,
da es keine eigenen Bergwerke besitzt, an die deutschen Berg¬
werksbesitzer abzuführen . Allein als Bezahlung für «die Spa -
Kohlen ; abgesehen von den Einkäufen der bekanntlich unge¬
heuer im Preise gesteigerten Kokerei -Nebenprodukte (Teer
usw. ) , von denen laut dem Versailler „ Vertrag " das Reich der
Entente ebenfalls bedeutende Mengen ohne Barzahlung zu
liefern hat . Es ist in der Öffentlichkeit nicht bekannt geworden,
ob sich der Reichstag schon einmal gründlich mit der Frage be¬
schäftigt hat , welche Preise das Reich den privaten Bergwerks.
Unternehmern für die Ententekohlen zahlt . Die westdeutschen
Unternehmer haben nach einer Pressemeldung in der letzten
Reichskohlenratssitzung behauptet , sie „ setzten bei jeder abge-
setzten Tonne zurzeit bis 22 M . zu ( ! ! ! ) — „allerdings " stän¬
den dem „Gewinne aus Rebenproduktion usw. gegenüber " . An
den enormen Betriebsüberschüssen, zu deren Verdunkelung
alle Künste angewendet werden, auch an den riesigen Auf¬
käufen von Kuxen- un Aktienmajoritäten durch die Werks¬
besitzer im Ruhrgebiet merkt man allerdings nichts von einer
finanziellen Not in diesen Kreisen. Es ist eine sehr dringliche
Ausgabe des Reichstags, von der Regierung die Belege für
ihren Abrechnungsverkehr mit den Verkäufen der Entente¬
kohlen einzufordern , um festzustellen, wie hoch der Profit ist,
den die Grubenbesitzer auch bei - er Lieferung der Entente¬
kohlen einsacken-I Daß die gesäurte Schwerindustrie an Kriegs ,
gewinnen viele Milliarden eingeheimst hat, ist im Volke be¬
gannt . Es unterliegt keinem Zweifel, daß die Bergwerkshesitzer
auch an den Ententekohlen, Äe das Reich bezahlen muß , sehr
ansehnliche Profite machen . Wie hoch sie find, um wie . Viels
Millionen sie das bettelarme Reich ungebührlich belasten, das
zu erfahren hat die Öffentlichkeit ein gutes Recht zu fordern !
Alle Reichsausgaben müssen schließlich vom Volke durch
Steuern wieder gedeckt werden . Wenn auch «nur 2 M .

" pro
Tonne mehr , als unbedingt erforderlich ist , den KohleUver -
käusern gezahlt werden , so macht das jährlich schon
48 Millionen Mark aus ! Mit dieser Summe kann viel Elend
und Sorge in den Kreisen des hungernden Volkes gemildert
werden . Eine solche zuviel gezahlte Summe kommt aber sicher-

» lich heraus , wenn der Reichstag sich befleißigt , genau sestzu -
stellen, welche Preise das Reich tatsächlich für die Ententekohle
zahlt und Welche „Nebengewinne" die Grubenbesitzer hei den
Selbstkosten- und Preiskalkulation nicht in Anspruch bringen .
Hier ist ein Punkt , wo auch angesetzt werden muß , um das
unheimlich rasche Tempo unserer Notenpress« zu verlangsamen .
Wenn man die elende Finanzlage des Reiches bedenkt, wenn
man die ungeheure Bolksnot und dazu die furchtbare Belastung
unseres Volkes durch hie finanziellen EntenteforAerungen in
Betracht zieht, so will es dem Normalmenschen schier undank¬
bar erscheinen , daß Deutsche bei den Zwangslieferungen an
die Entente noch kapitalistischen Profit machen . Dieser Profit
erhöht ja nur das grauenhafte Elend nnsereS Gemeinwesens
«och « ehr.

Der Reichstag hat die Pflicht, die Höhe des Profits festzu¬
stellen. Die Rückzahlung der bereits überflüssig gezahlten
Millionen »ruß durchgesetzt werden . Wie will man sonst den
verarmten breiten Volksschichten begreiflich mache » , daß sie
für des Reiches Erhaltung durch hohe Steuerzahlung sorgen
müssen?"

politilcbe Neuigkeiten.
Lur Veamtenbcwegung .

* In her feit Sonntag abgehaltenen Sitzung des erweiterten
Vorstandes drS Deutschen Eisendahnerverhandrs gelangten
nachstehende Entschließungen zur Annahme :

„Der erweiterte Vorstand des Deutschen Eisenbahnerver .
handeS prüfte in gründlicher und gewissenhafter Weise das
zwischen dem Sechzehnerausschuß und der Regierung zustande
gekommene Berhandlungßergebnis . Angesichts der durch die
anhcsitende Geldentwertung verursachten Preissteigerung auf
allen Gebieten bleibt die Erhöhung des Teuerungszuschlags
für die unteren Beamten und Arbeiter so erheblich selbst
hinter den bescheidensten Erwartungen zurück , daß eine Be¬
ruhigung des Reichscis-nbahnersonals ganz ausgeschlossen ist.
Was außerdem den besonderen Unwillen der an der Bewegung
Beteiligten erregt , ist die unsoziale Abstufung der Zulagen ,
hie Übersicht , daß die durch den Krieg hervorgerfenen Ver¬
hältnisse eine gewisse Gleichmäßigkeit der Preise auf dem
Minzen deutschen Warenmarkt erzeugten . Unter Berücksichti¬
gung dieses Umstandes sieht sich der erweiterte Vorstand außer¬
stande, beruhigend aus die Mitglieder des Deutschen Eiien -

Twhuerverbandes einzuwirken . In der Voraussetzung, ' iß
auch die Vorstände der übrigen Großorganisationen der Eisen¬
bahner trotz des erreich! «:» Teilerfolges ähnliche Schwierig-
ktiten in ihren Mitgliederkrcisen vorfinden , beschließt der er¬

weiterte Borsurnd, die bisher im Sechzehnerausschuß zusam-
mengcsatzten Verbäilde zu ersuchen, die Nnheitsfront aufrecht
zu erhalten , um durch ein gemeinsames Vorgehen den un¬
befriedigenden Teilerfolg zu einem Ergebnis zu führen , das
den Leitungen der Eisenbahnerverbände ermöglicht, die Be¬
wegung in geordneter Weise abzuschlietzen .

Der erweiterte Borstaud beauftragt den geschästsführenden
Vorstand des Verbandes , unter Berücksichtigungder vorstehend
angeführten Gründe die Verhandlungen weiter zu führen und
im Bedarfsfälle auch vor dem letzten gewerkschaftlichenKampf¬
mittel nicht zvrückzuischrecken. Die verantwortlichen Verbands ,
instanzen, Bezirksleitungen und Ortsverwaltunx , en find ver¬
pflichtet, sich den angekündigten Teilstreiks mit aller Energie
z« widersetze « . Entsteh trotzdem irgend ein Teilstreik, so ha¬
ben sie di « Verfechtung, jede Verantwortung ajbzulehnen.
Der erweiterte Vorstand des Deutschen Eisenbahnerverbandes
legt Verwahrung gegen die unwahre Berichterstattung über
die Verhandlungen des Sechzehnerausschusses mit der Regie¬
rung ein, wie sie in der „Roten Fahne " beliebt wird . Ins¬
besondere weist her erweiterte Vorstand die in dem Artikel
«Die verratenen Eisenbahner " der „Roten Fahne " vom 11 .
Januar enthaltenen unwahren Behauptungen ganz energisch
zurück . Der erweiterte Vorstand hält die Pretzhetze der „Ro¬
ten Fahne " für umso bedenklicher , als sie geeignet ist, die Ein¬
heitsfront der Eisenbahner , zu zerschlagen. Er ersucht die
Eisenbahner , sich durch dieses Treiben nicht beirren zu lassen
und sich umso fester um ihre gewerkschaftliche Organisation
zu scharen .

Im Anschluß an die vorstehenden Beschlüsse kann das WTB .
noch mstteilen, datz am 12 . Januar vormittags Verhandlungen
des Sechzehnerausschussrs mit dem Vorstand des Allgemeinen
Deutschen Gewerkschastsbnndes stattfinden Der erweiterte
Vorstand des Deutschen Eisenbahnerverbandes tagt aus diesem
Grunde weiter .

Nach den Berliner Abendblättern nimmt man in Beamten¬
kreisen an , daß weitergehende Forderungen von den Organisa¬
tionen nicht gestellt werden, datz aber eine andere Verteilung
der Zuschläge gefordert werden müsse.

Das Ergebnis der Urabstimmung der Eisenbahnbeamten
liegt II. WTB . für hie ehemals preußisch-hessischen , sächsischen,
oldenburgischen und mecklenburgischen Bezirke vor . Darnach
nahmen von den insgesamt vorhandenen 319 732 Beamten nur
73,3 Prozent , nämlich 235 000 teil . Für den Streik stimmten
ncwh Mitteilung der Reichsgewerkschast der Eisenbahnbcamten
192 933, also 60,3 Prozent der Beamtenschaft. Es ist anzu¬
nehmen, daß bei Berücksichtigungder noch nicht vorliegenden
Ergebnisse aus Bayern , Württemberg und Bade» der Pro¬
zentsatz der für den Streik stimmenden Beamten noch wesent¬
lich, voraussichtlich bis unter 50 Prozent zurückgeht.

Die Sozialdemokratie u. die Urommunilten.
Zu dem offenen Brief der Vereinigten Kommunistischen

Partei mit der Aufforderung zur Unterstützung ihres Aktions¬
programms nimmt jetzt auch der Parteivorstand der Sozialde -
mokratischen Partei das Wort . Er ist einmütig zu der Auf¬
fassung gekommen , daß die Zentrale der Konununistischen Par¬
tei lediglich rin plumpes Spiel treibe . Indem sie bereits
mn 9. Januar , ohne die für den 13. Januar erwartete Ant¬
wort der befragten Organisationen abzuwarten , ihre Organi¬
sationen auffordert , den Zersplitterungskampf weiter in die
Arbeiterbewegung zu tragen , entlarve sie sich selbst und erledige
damit ihre offene Anfrage ohne weiteres . Die Sozialdemokra¬
tische Partei wünscht , so erklärt der Parteivorstand , nichts drin¬
gender, als die Wiederherstellung der Einheitsfront des Prole¬
tariats , die von den Kommunisten iu verbrecherischer Weise
zerstört worden sei . Die Sozialdemokratische Partei warnt
ihre Anhänger aufs nachdrücklichste, solchen Parolen , die nur
zur Verwirrung und zur Niederlage führen , Folge zu leisten.

»
Zur Veröffentlichung der kommunistischen Partei Deutsch¬

lands betreffend einheitliche Lohnkämpfe «nd Bewaffnung des
Proletariats äußert der „Vorwärts " : Wir möchten den Kom¬
munisten dringend raten , auf solche Späfse zu verzichten und
sich einmal mit den Vetretern der großen Arbeiterorganisatio¬
nen zu vernünftigen Verhandlungen an einen Tisch zu setzen.
Vielleicht wäre es auf diese Weise möglich , die neuen Dumm¬
heiten zu verhüten , die die Kommunisten zum Schaden der Ar¬
beiterschaft zu begehen im Begriffe sind und für die auch nur
den winzigsten Teil der Mitverantwortung zu übernehmen
unsere Partei aufs allerentschiedenste ablehnt .

DerScbiedslprucb über die « bemtonnage .
* Über den Schiedsspruch des amerikanischen Schiedsrichters

in der Frage der Rheintonnage , der am 8 . Januar ergangen
ist, werden von zuständiger Stelle folgende Einzelheiten mit¬
geteilt :

Der Schiedsrichter hat entschieden , daß an Frankreich abzu¬
liefern feie « : 1 . ein Kahnzug von 25V150 Tonnen , Schlepper
in Höhe von 43 670 Pferdekräfte . 2 . Me Einrichtungen der
Badischen Aktiengesellschaft für Rhrinschiffahrt und Seetrans¬
port , hie sie am 21 . August 1914 besaß. 3. 76 Proz . der Aktien
dier Rheinschissahrtsgesellfchastvormals Fendel -Mannheim . 4.
Schiffsraum und Schleppkräste von Fendel werden auf Ton¬
nage und Schleppkräfte zu Punkt 1 voll und ganz in Anrech¬
nung gebracht. Der Schiedsrichter ist davon ausgegmrgen , datz
für Wiedergutmachungszweckehöchstens 14,34 Prozent Tonnen¬
raum und 2,2 Proz . Pferdestärke Schleppkrast von «der Rhein -
flotte abzugeben sein werden . Er hat daher für die Berech¬
nung der Abtretung gemäß Artikel 355 des Friedensvsrtrages
nur 85,66 Proz . des Tonnenraums und 97,8 Proz . Pferde¬
stärke Schleppkraft der deutschen Rheinflotte zugrunde gelegt.
Das st ritz 1888 651 Tonnen Kahnraum und 370 264 Pferde¬
stärke Schleppkrast. Sollte wesentlich weniger zu Repcrrations -
zwecken angegeben werden, so Wird der Anspruch Frankreichs
auf eine entsprechende Erhöhung der bewilligtem! Tonnage an -
erkannt . Andererseits kann die deutsche Regierung eine Herab¬
setzung der 76 Proz . Fendelscher Aktien beantragen , wenn sie
nochweist , daß ein geringerer Prozentsatz der Aktien zur Kon¬
trolle der Gesellschaft durch Frankreich genügen werde. Bis
zum 10. Februar soll eine Einigung über die Auswahl der
Schiffe und die anderen Modalitäten und Bedingungen der
Übertragung zwischen Deutschland und Frankreich erfolgen ,
andernfalls wird der Schiedsrichter an diesem Tage die nöti¬
gen Bestimmungen treffen . Die in dem Artikel vorgesehene
Modifikation wird alsdann erfolgen, so daß die Ablieferung
voraussichtlich bis zum 10. Mai ftattfinden mutz .

Die Ikolten des Velstznngsbeeres .
Ter Berichterstatter der „Daily News " will aus amtlichen

alliierten Kreisen erfahren haben, daß die Kasten der Ansrecht-
cryaltung der verschiedenen alliierten BesatzungStrupprn im
Rheinland « seit dem Waffenstillstand betragen : für das ameri¬
kanische Heer 263 474 176 Dollar , für das britische Heer
51 900 890 Pfund Sterling , für das französische Heer
2 200 998 000 Frei ., für das italienische Heer 15 207 717 Lire ,
für dos belgische Heer 314 940 698 belgische Franken . Außer
Leu in Ratnra erf,l <te» Liefern »- » » an das Besatzungsheer

im Betrage von vielen Milliarde « Mark har Deutschland bis«
her in bar folgende Summen gezahlt : für das amerikanische
Heer 608 Millionen Mark , für das britische 266 Millionen , für
das französische 1 427 841 000 M ., für das belgische 49 185 000
Mark . Der Berichterstatter fügt hinzu , es sei bedauerlich, datz
die Vereinigten Staaten in Brüssel nicht vertreten seien, wenn
die Frage der Besatzungskosten erörtert werde. Ein Vergleich
zeige, daß die Unkvsten des amerikanischen Heeres im Behält¬
nis zum französischen phantastisch seien. Übrigens betragen
nach neuester Schätzung amtlicher amerikanischer Persönlich¬
keiten die Unkosten für das amerikanische Heer jetzt 800 00V
Dollar täglich »der 6 Millionen Mark.

Gegen die lmnlole Politik Frankreichs.
Der italienische General Bencivcnga unterzieht im Tempo

die französischen Entwaffnungsorderungen einer vernichtenden
Kritik . Er erklärt , es sei absurd, die Versailler Bestimmungen
proporlionell auf Italien anwenden zu wollen, da Italien
mit sei««» nur 4V Mjillionen Einwohnern unter viel bessere »
Verhältnissen als sie in Deutschland herrschten, mindestens«
2LV V0V Mann zur Ausrrchterhaltung der Ordnung nötig habe.
Hätte aber Deutschland die Entwaffnung nach dem Buchstaben
durchgesührt, so stände heute Deutschland und ganz West,
enropa unter kommunistischer Herrschaft. Auch ein weit grö¬
ßeres als das vom Versailler Vertrag erlaubte bewaffnete
Kontingent bilde keinerlei Geiähr für Frankreich mit seinem
800 000 Mann starken Heer. Es sei sinnlos zu glauben , datz
Einwohnerwehren für das schutzlose Ostpreußen oder die baye¬
rischen Einwohnerwehren Frankreich angreisen könnten.
Frankreich fühle» datz es unter der übertriebene « Militärlast
niederbreche, Deutschland aber erstehe wieder auf , «nd Frank¬
reich suche deshalb, unter allen möglichen Vorwänden , ihm den
Todesstoß zu versetzen . Die Besetzung des ' Ruhrgebiets solle
nur eilte Etappe auf dem Vormarsche nach Berlin sein. Frank ,
reich , welches allein nichts aussühren könne , wünsche die Betei¬
ligung der Verbündeten . Diese aber seien wenig geneigt, mit-
zumache».

Die «Basl . Nachr.
" schreiben , die französische Politik er¬

scheine immer unverständlicher und sie müsse immer und im¬
mer wieder im unbeteiligten ausländischen Zuschauer den Ein¬
druck Hervorrufen, daß die Sehnsucht nach dem Ruhrgrbirt
und die Unzufriedenheit über die Wiedergutmachung in Paris
über alle übrigen Erwägungen dominiere . Es ist ja eine
furchtbare peinliche Aufgabe für die Führer des französischen
Volkes, ihm klar zu machen , daß ein todesschwaches Deutsch¬
land nicht zahlen kann und daß es zu wählen gilt zwischen Re¬
parationen und der sadistischen Freude am Anblick eines ver¬
blutenden Feindes . Aber irgend einmal mutz die Aufklärung
doch kommen , un- besorgen sie die bürgerlichen Politiker nicht,
so besorgen sie die Tatsachen, kommentiert von den bolsche¬
wistischen Politikern .

Die Wirkung der Wabl Dardings .
Präsident Wilson hat aus der neuen politischen Lage seit der

Präsidentenwahl die Konsequenzen gezogen. Das Außenamt
Hai , wie in einem Telegramm der „Bad . Presse " aus Newyork
bericht ^ , wird , den amerikanischen Botschafter in Paris , Wal .
lare , angewiesen, künftig an keinerlei Sitzungen des Botschaft
terrates mehr teilzunehmen . Von diesem Entschluß der ameri¬
kanischen Regierung wird das amerikanische Außenamt auch
die übrigen Botschafter, die Mitglieder der Boischafterkonferenz
find, verständigen. Die amerikanische Regierung ist der Ansicht ,
daß sämtliche Fragen , die seit dem Waffenstillstand aufgewor¬
fen wurden , erledigt sind . Ta die Union den Versailler Frie¬
den nicht unterzeichnet Hat, so kann auch der amerikanische Ver¬
treter naturgemäß au keinerlei Verhandlungen mehr teilneh -
men , welche Amerika irgendwie in Beschlüsse verwickeln könn¬
ten , die aus den Versailler Frieden Bezug haben . Tie gegen¬
wärtige amerikanische Regierung , d. h. das Witsonkabinett , ist
der Ansicht» daß das Veto des amerikanischen Volkes , welches in
der letzten Präsidentenwahl erteilt worden ist, eine andere
Haltung nicht länger mehr gestatte, besonders weil das Land
mit dieser Präsidentenwahl auch den Völkerbund mit überwäl¬
tigender Mehrheit verworfen hat.

Diese neue Haltung der amerikanischen Regierung wird
auch aus die amerikanische Bcsatznngsarmee nicht ohne Einflutz
bleiben. Sehr wahrscheinlich wird das amerikanische Okkupa .
tiontzkorps noch im Laltse des Monats März nach Amerika zu-
rückbesördert werden . Im Verlaufe der Verhandlungen im
Senat über die Herabsetzung der regulären Armee erwähnte
der Senator New die 15 300 Mann am Rhein . Der Senator ;
LeNroot stellte dabei die Frage , wie lange diese Truppen nach
dem 4 . März noch am Rhein bleiben würden . Der 4 . März ist
bekanntlich der Tag , an dem - er neue Präsident Harding in
das Weiße Haus einzieht. Senator New antwortete : „ Hof¬
fentlich nicht lange .

"
„ Chicago Tribüne " will übrigens erfahren haben , daß Har¬

bins alsbald nach dem Abtritt der Präsidentschaft versuchen
werde, unter seiner Mitwirkung eine Revision aller bisher zwi.
schen den Alliierten «nd ihren einstigen Feinden abgeschlossene »
FrirdenSverträge herbeiznführen . Harding hat damit die Re-
»jsionsnotwrndigkeit der Verträge von Versailles , Neuilly und
Sevres deutlich erklärt .

Die Lnverbslolen ln Deutschland.
Wie aus dem Reichsarbeitsministerium gemeldet wird , ist

die Zahl der Erwerbslosen in der Zeit vom 1 . bis 15 . Dezember
1920 erneut und zwar nicht unerheblich »estiegrn. Es betrug
am 15. Dezember die Zahl der Hanptunterslützungsempfänger
im Reiche 365 307 gegen 350 368 am 1 . Dezember , die Zahl der
mitunterstütztcn Familienangehörigen 380 384 gegen 352 252.
Ist auch bei diesen Ziffern der Einfluh der Jahreszeit nicht zu
verkennen, so würden doch in ecfier Linie der verschärfte Koh¬
lenmangel und die noch immer bestehenden Absatzschwierigkei¬
ten für die Zunahme der Erwerbslosigkeit verantwortlich zu
machen sein. Wenn man dazu berücksichtigt , datz während de-
Jahres 1920 über 2000 Anträge auf Förderung aus Mitteln
der produktiven Erwerbslosenfürsorge endgültig genehmigt
worden sind , wodurch rund 85 000 Erwerbslose Beschäftigung
gesunden haben, so kann man sich ein ungefähres Bild davon
machen , wie es in Deutschland aussehen würde , wenn nicht
ständig Reich, Länder und Gemeinden mit ungeheuren Opfern
zur Behebung der Erwerbslosigkeit eingriffen .

Brurze polit. Nsckrickten.
* Die deutsche Friedensdelegation hat der Bolschafterkou-

serenz in Paris eine Note übermittelt , in der sie die unhalt¬
baren Zustände in Oberschlefien schildert und energische Matz-
nahmen gegen den polnischen Terror fordert .

* Die Flensburger Vorgänge . Die Flensburger Polizei¬
verwaltung protestiert gegen die Ausführungen des Minister - .
Severing im Haupsausschuß der preutz. Landesdersammlung
und bestreitet die angebliche Ergebnislosigkeit der Haussuchung
beim Kommunisten Hoffman » sowie dessen Erschießung in ge¬
fesseltem Zustand« . Die Potizeiverwaltung sandte einen tele¬
graphischen Bericht an den Minister des Innern und erbat dich
schleunige Richtigstellung zur Verhütung weiterer Unruhen .



Wadilcke Weberlickt.
Der Scbullcbluh an Ottern.

flkon unser« parlamentarischen Mitarbeiter .)
« IS am Dienstag nachmittag im HinM tzottSausschuß de»

k « n» tn>» der 3. Nachtrag für das Ministerium des Kultus
Wch Unterrichts behandelt wurde , kam begreiflicherweise bei
Her Position Gymnasien auch der neueinzuführende Echul -

jchlntz an -Ostern zur Sprache .
Der UnterrichtSminister Hnmmel wie» in längeren Dar¬

legungen vor allem die Presseangriffe in deutsch-nationalen
Plättern zurück, die durchaus unberechtigt waren und von
Hälschen Boraussetzungen ausgingen .

"Nachdem das Reichs-

hchulgesetz über die 4 jährige Grundschule voriiege, sei dev
Dchulschluh an Opern einfach eine Notwendigkeit geworden.
Die Gymnasien und Hochschulen müssen sich diesem Gesetze
«npassen. Ein einheitlicher Schulschluh ist für das Deutsche
Reich zweifellos wünschenswert . In Preußen bestehe schon
»er Osterschulschluß, in Bayern , Württemberg , Hessen und
Sachsen habe man sich für ihn entschieden. Sollte da Baden
Isoliert stehen ? Wir Hütten uns unter Umständen auch dem
HerbsOeginn gefügt, wenn die anderen Länder sich darauf
geeinigt hätten . Aber Einheitlichkeit sei notwendig , schon
wegen des Domizilwechsels der von und nach Baden gehenden
Eltern der Kinder. Die hauptsächlichsten Gegner des Oster»
schulschlusses seien die Philologen gewesen; aber auch diese
müssen sich damit abfinden . Zudem habe die badische Unter ?
pichtsverwaltung alle beteiligten Kreise vor ihrer endgültigen,
Stellungnahme gehört.

Es sei auch unrichtig, wenn behauptet wurde , das ganze
Pensum habe der Schüler bis Ostern zu leisten ; einen solchen
.Standpunkt nahm das Unterrichtsministerium nie ein. Im
allgemeinen überwiegen die Vorteile des OsterschlusseS seine
Nachteile und deswegen müsse er zur Einführung gelangen .

«Ein weiterer Vertreter der Unterricht sverwoltting erläuterte
»och die Schwierigkeiten, die sich ergeben hätten , wenn man
den Oktoberbeginn ins Auge faßte . Die Landschulen in Ba¬
den, zu denen oft ein langer Schulweg zu machen fei , wären
habet hart betroffen worden. Denn die k jährigen Schüler

' «nd Schülerinnen seien den Wetterstrapazen im Oktober
kaum gewachsen , während sie "an Ostern doch weniger unter
den Witterungsrinflüssen beim Schulweg zu leiden hätten .

Der Haushaltsausschuh verschloß sich der Berechtigung die¬
ser Grsistde nicht und billigte den Osterschluß.

Lur Veloldungsordnung .
l. ? l) . Der HausHattausschuß des Landtags befaßte sich in

seiner Montagsfitzung mit einem Antrag des Justizministe¬
riums dahingehend, daß unter Vorwegnahme einer entspre¬
chenden Revision der Besolduntzsordnung die planmäßig an -
gestellten Beamten , soweit sie in Gruppe III eingerecht sind
»ach Gruppe IV und die in Gruppe IV ei »gereihten nach
Gruppe V versetzt werden sollen. Die außerplanmäßig «Nge-
stellten Beamten dieser Art sollen als Anwärter der Gruppe
IV behandelt werden. Dafür sollen die Freizeiten etwas ge¬
kürzt und die tägliche Dienstzeit von 8)4 auf 8 Stunden er¬
höht werden. Bei diesen Beamtenkategorien handelte es sich« m das Aussichtspersonal der Straf - und Erziehungsanstalten .Das Justizministerium bemerkte zu seinem Antrag , daß da»
durch 17 neue Aufscherstellen gespart würden , was bei der
schlechten Finanzlage Badens nicht von der Hand zu ' weisen
A - Rach längerer Aussprache in deren Verlauf von einigen
Abgeordneten auch Bedenken gegen den Antrag vorgebrachtWurden, wurde der Antrag des Justizministeriums mit allen
gegen eine Stimme genehmigt.

Lur Vesmtenbewegung .
I^kO . Offenburg » 11 . Jan . Hier fand eine Eisenbahnerver¬

sammlung der deutschen Eisenbahnergewerkschaft , Landesver¬
band Baden am Montag statt . Den Vorsitz führte HerrMaurer -Ofsenburg . Das Hauptreferat hielt Klaue -Mainz ,ferner sprachen noch Beetz und Buhler , beide aus Karlsruhe .Die Aussprache war sehr lebhaft , « ine von kommunistischerSerie eingebrachte Entschließung, für die mehrere Redner der
kommunistischen Internationale zu Offenburg eintraten undm - er den Führern der Eisenbahnergewerkschaft das Miß ?trauen ausgesprochen und der Abbruch der Tarifverhanülun -
gen zur Einleitung einer sofortigen revolutionären Aktion
verlangt wurde , 7a« schließlich auf Wunsch der Antragsteller»icht mehr zur Abstimmung, da es sich herausgeftellt hatte ,daß die Kommunisten nur ! geringen Anhang in der Versamm -
mng besaßen. Reichstagsabgeordneter Adolf Geck sprach de»
Kommunisten das Recht ab, in einer gewerkschaftlichen Ber -
smnmlnng zu redeck. Schließlich wurde von der von nahezuIvVO Eisenbahnern besuchten Versammlung eine Entschließung
angenommen , in der es heißt : »Die von den drei Groß -
organisationen einberufene Versammlung protestiert mitaller Entschiedenheit gegen den in Berlin zwischen der Re¬
gierung und dem 16er Ausstoß zustande gekommenen Kom¬
promiß . Die Versammlung verwahrt sich vor allem dagegen,daß bei Bewilligung der Teuerungszulage durch den Ausbauderselben aus OrtSÜassen eine nochmalige Verschärfung zwi¬
schen Stadt und Land geschaffenwerden , soll. Darüber hinaus» ent die Versammlung die in dem Kompromiß enHMeuenZusicherungen als ungenügend und in keinem Verhältnis zu« r tatsächlichen Notlage der Eisenbahner stehend zurück. Die
Versammlung fordert die Vertreter sämtlicher Großorgani -
fationen auf , unverrückbar an den gestellten Forderungen seit.
»uhalten

Line Lede Lrzbergers in Hronttanz .
, In einer von etwa 3000 Personen besuchten Ver¬
sammlung im Konstanzer Konzilsaal sprach ReichSfinanz -

D . Erzberger . Die Versammlung nahm einen»urchaus ruhigen und sachlichen Verlauf ; der Redner wurdeund zu von harmlosen Zwischenrufen unterbrochen ,
^ er erwiderte. Erzbergei sprach über die politische Lage«ndbezeuhueto her» Friedensvertrag von Versailles als die«wtzte Brutalität » die je einem Volke zugesügt wurde . Wir

fußten eine starke Zentralgewalt im Reiche schaffen und auchme Gleichberechtigung der Stämme und Länder . Eine Deckung«uyeres wirtschaftlichen Fehlbetrags von 60 Milliarden Pa -
unter bestimmten Voraussetzungen möglich:

^ .^ ' .'arden könne die deutsche Landwirtschaft durch Pro -
oukuonssteigerung decken ; was für die Landwirtschaft gelte,m>s gelte auch für die Industrie . Die Arbeiterschaft müsseV>m Träger der Produktion selbst gemacht werden , der Ar-veiter mit seiner Arbeitsstätte eine innere seelische Verbin¬dung bekommen, und am Ertrag und Gewinn seiner Arbeit

beteiligt werden . Dann verteidigte Herr Erzberger die Rich¬
tigkeit seiner Steuerpolitik und wandte sich gegen den Be¬
amtenstreik . Er trat für eine Besserstellung der Beamten¬
schaft , für ein« automatische Erhöhung der Teuerungszulagen
ein . Zur Ermöglichung der Wiedergutmachungsverpflichtung
sei die Einführung einer nationalen Arbeitsdienstpflicht für die
Jugend von 18 bis 20 Jahren geboten. Zum Schluffe be¬
handelte Erzberger kulturelle Fragen und bezeichnet« die
Pflege der kulturellen , religiösen Güter für das wichtigste Ge¬
bot der Stunde . Er empfahl eine Verbreiterung der Basis
der Zentrumspartei , die er nicht in der Angliederung des
protestantischen Teils der deutschen Arbeiterschaft an das Zen ,
trum , sondern in der Wiedergewinnung der 3)4 Millionen
katholischer Wähler , die bei den letzten Wahlen sozialdemo¬
kratisch gewählt haben, sähen möchte . Erzberger will die
Schaffung eines großen Blocks einer starken Mitte . Die Rede
Wurde mu außerordentlichem starkem Beifall ausgenommen .

Brurze « scdrlcdten «us Vsden .
Lörrach, 11 . Jan . Dir in dem Badisch -Pfälzische « Buch-

händlerverbanb organisierten selbständigen Sortimenter her
sthweizer Grenze , haben sich zu einer Vereinigung zufaimmen-
gesthlossen , um di« unerträglich gewordenen Verhältnisse im
Grenzbu chharHel einer Besserung zuzuführen .

WakdShut, 11 . Jan . Die Schriftleitung des hiesigen Zen¬
trumsblattes » der « Neuen Waldshut -St . Blasier -Zeitiumg " hat
Redakteur Max Faller , gebürtig aus Bonndorf übernommen .
Der bisherige Leite« des Blattes , Redakteur Karl Frick, ist
mn 1 . Januar aus der Reaktion der Neuen WalWHüter Zei¬
tung ausgeschieden.

Konstanz, 11 . Jan . Bon heute an wird die Grenze jede
Woche einmal und zwar am Donnerstag abend bis 11 Uhr ge¬
öffnet bleib«!», während sie sonst nur bis S Uhr abends passiertwerden kann.

Aus der Lsndesb«uptttsdt«
Für eine feste Rheinbrücke bei Maxau .

* Unter dem Vorsitze des Mitgliedes des Reichswirifchafts -
rates Kölsch-Karlsruhe hielt gestern her Verein zur Förderungdes badisch-pfälzischen Verkehrs durch Erstellung einer festen
Rheinbrücke bei Maxau im großen Sitzungssaals der Handels¬
kammer seine 4. ordentliche Mitgliederversammlung ab. Er¬
schienen waren dazu u . a . Minister Remmele , Staatsrat
Schulz, der Direktor der Reichseisenhahnen in Baden , Ober -
Mrgermeist « . Dr . Finter -KarlZruhe und zahlreiche Vertreter
aus der Pfalz . Stadtrechnungsrat Pfeiff hielt einen Vortragüber die Stellung der Reichsregierung zum Projekt einer
festen Rheinbrücke bei Maxau . Der Redner leitete darin die
rechtliche Verpflichtung des Reichs zum Bau einer festenRheinbrücke aus dem zwischen Baden und Bayern am 31 .
März 1864 vereinbarten Übereinkommen über den Bau der
Maxauer Schiffbrücke her . Noch zwingender als diese Vcr-
flichtung sei Diejenige , die her revidierten Rheinschiffahrts -akte von 1868 entspringt . Da die Straßen - und wasserbau-
kichen, die eisenkxrhw- und schiffahrtstechnischen Verhältnissebeim Rheinübergange Maxau -Maximiliansau derart seien, daßzun» Vollzug der beiden Verpflichtungen eine andere Lösungals der Ersatz Der Eisenbahnschiffsbrücke durch eine festeBrücke für den Eisenbahn- und Straßenverkehr nicht in De-
tracht komme , könne Mt Bestimmtheit behauptet werden, daßdas Räch unter gewissen Voraussetzungen rechtlich verpflichtetsei. Las Maxauer Brückenprojekt auszufüllen . Die zwi¬
schenzeitlichen Änderungen der Verhältnisse rechtfertigten es
mcht , dem Antrag nach Wiederausnah,ne der Verhandlungenüber den Bau einer festen Brücke bei Maxau nicht zu eut .
prechen . Aus außen - und innerpolitischen Gründen , die sicheit 1918 ergeben hÄben, sei Der Brückenbau! notwendiger als
e geworden. Die schlechte Finanzlage aller Beteiligten dürfegegen dar Brückenbau nicht geltenh gemacht werden . Ter

Vortrag wurde mit lebhaftem Beifall ausgenommen.In der Aussprache »nachte Staatsrat Schulz Bedenken gegenden Bruckenhau geltend, vor allem, weil die Kosten zu hochffien . Diese würden 180 )4 Mill . Mark betragen , wovon 62Millionen auf dis Zufahrten zur Brücke kämen. Vom Reichehabe bre Eisenbahnverwaltung den strikten Befehl zu größterSparsamkeit erhalten . Oberbürgermeister Dr . Finter -Karls -
ruhe war der Meinung , daß das Bedürfnis für die Brückeans wirtschaftlichen und politischen Gründen gegeben sei . Mi-
MMr Remmele erklärte, tne basische Regierung anerkenn ^nach w,e vor die Notwendigkeit der festen Rheinbrücke. In
^ . ^ E»toren Aussprache sprachen sich Ziegler -Bergzabern ,Stadtrat und Konsul Menzinger , ferner Kommerzienrat Mo-mnger und der Berichterstatter für den Bau der festen Rhein -brucke aus . Dann wurde die Bersammlnn geschlossen.

D,e Tätigkeit der Mietzins -Kommission.
Die ^ kranlaffniig des Bürgermeisteramts zusammenge«retene Rstetzmskommission zur Beratung von Mietzins - unianderen Fragen des Mietrechts , welche im Sinne des inEntwurf vorliegenden Reichsmietzinsgesetzes zunächst beiEntwurf eines Mietvertragsformulars oder eines Nachtrag !zu bestehenden Mietverträgen anstrebt , worin eine den gesteigerte», Kosten der Hausbesitzer Rechnung tragende Normal

MietzrnZberechnung vorgesehen ist, hat bereits wichtige vorläufige Ergebnisse gezeitigt . Die „B. P ." weiß darüber folgendes zu berichten : „Rach gegenseitiger Aussprache der Vcr" eter »es Grund - und Hausbefitzervereins und der Miete »unter Mitwirkung der Vorsitzenden des MiokeinigungS- uni
Wohnungsamts und der Vertreter der Karlsruher Gericht,und Rechtsanwälte wurde einstimmig beschlossen, daß die voider Stadt zur Handhabung zu empfehlende Mietzinsberech" uw» sich aus der Grundmiete , den Betriebskosten und de ,^stsi)6"dfftzungskosttt» folgendermaßen zusammensetzen soll :Grundmicte ist ein dem üblichen Zinsfuß entsprechendelOG-satz des Steuerwerks anzunchmen . «ln BetriebSSste ,sollen die Auslagen für Feuer -, Wasserschaden̂ Haftpflicht -
Zentralheizungs - und Ungeziefersertilgungs -Versicherung, di
«veiit . aus den Ladenmieter allein abzuwälzende Glasverficherung , di« Schwemmgebühr, die Kosten der GgubenentleerungSchornstein -, Gehweg- und Straßenreinigung , die Kosten de
elektrischen Treppenhausbeleuchtung , der Warmwafferver
sorgung und Sammelheizung in ihrem vollen Betrag von deiMietern rückerhoben werden dürfen . Das Weiche gilt voidem Wasserzins und den Gebühren für Müllabftchr , soweidiese nicht ohnedies unmittewar vom Mieter erhoben werden
Längere Erörterungen brachte die Frage der MwälKarkeider von dem Hansgrundstück erhobenen staatlichen Steuer ,und städtischen Umlagen. In Ansehung der staatlichen Liegen
schaftssteuer war man darüber einig, daß die völlige Ab
Wälzung auf die Mieter nicht gerechtfertigt sei . Man be
schloß vorläufig die Abwälzung dieser zurzeit 13 Pf . fü100 M . Steuerwerk betragenden, Steuer für denjenigen Tei
des Steueranschlags , welcher - er Belastung des Hauses mi
Hypotheken entspricht, für den überschießenden Betrag jedocnur zur Hälfte . Daneben wurde im Hinblick auf den voi
Oberbürgermeister Dr . Unter hervorgehäbenen Charakter de

städtischen Umlage vom Grundbesitz als einer Obsektstener
vorerst die völlige Abwälzdarkeit dieser zurze»! 1,30 Ml von
100 M . Steuerwert betragenden Abgabe ins Auge gefaßt«Indem man aber in beiderlei Hinsicht von dem Grundsatz^
ausging , daß der Hausbesitzer nicht besser gestellt zu werden
braucht als der sigtzitalist, welcher ein entsprechendes beweg¬licher Kapital mit 10 Proz . Kapitalertragssteuer versteuert ,die er nicht abwälzen kann, das ist >4 Proz . des Kapitals -,indem man die Unzuträglichkeit einer jeweiligen Feststellungder Hhpothekenbelastung, die Zweckmäßigkeit der Festsetzungeines einheitlichen Bruchteils für alle Fälle und eine durch¬
schnittliche Belastung mit Hypotheken in Höhe von 60 Proch.veS Steuerwerts berücksichtigte , gelangte man schließlich ein<
stimmig zu dem Ergebnis , daß es der Gerechtigkeit und des .entsprechenden Lage des Besitzers von beweglichem Kapital ,
entspreche, wenn der Hausbesitzer sowohl von der staatlichen^
Steuer als von der Umlage auf dem Hausgrundstück soll vier
Fünftel auf die Mieter abwälzen dürfen .Über den 100 - Satz der Grundmiete gingen die Meinungen
zunächst aneinander . Von Seiten der Hausbesitzer wurden6 Proz . verlangt , von den Mietervertretern nur 5 Proz . für
ausreichend erklärt . Indem man berücksichtigte , daß zuß
Deckung der Verwaltungskosten , deren Mwälzung auf den
Mieter Anlaß zu Streit und Erbitterung zu geben pflegt, ein
100 -Satz von Ä bis )4 in Rechnung gestellt werden muß und,
daß auch — wenigstens bei Vorhandensein von Tilgungs -
hypotheken eine angemessene Tilgungsquote der geordneten
Wirtschaft entspricht und , indem man keinerlei Auslagen wie
diejenigen für Desinfektion und Kontrolle der Abortgrube,der Einfachheit halber in den Grundmietebetrag einbezog, ge¬
langte man schließlich einstimmig zur Gutheißung eineH
100-Satzes von 6 Proz . der Grundmiete mit Einschluß der
Verwaltungskosten , der Tilgungsquote und der bezeichnet « »»
kleineren Auslagen . Es steht noch aus u . a . die Beschluß¬
fassung über den für Instandsetzungskosten vorzuschlagenden
100 -Satz und über die Verteilung der Gesamtmiete auf dich
einzelnen Mietwohnungen . Das vorzuschlagende Formular ?
soll den Beteiligten zur Anwendung empfohlen, vom Miet¬
einigungsamt bei Entscheidungen in wirklichen Streitfällen !
— zurzeit gemäß 8 2 Abs. 2, 8 8 Abs. 2 der Mieterschutz¬
verordnung vom 28 . 9. 18, L 5 >'Ms . 2 in der Fassung vom!
22 . 6. 19 . 8 2 der Bad . VO . vom IS . 7 . 19 — als Rchifchnur zu¬
grunde gelegt werden . Es ist zu erwarten , daß dieses Vor¬
gehen zur Befriedigung der berechtigten Forderungen dev
Hausbesitzer beiträgt , indem gleichzeitig die durch den Mieter¬
schutz zurzeit bevorzugten Mieter nicht zu stark belastet wer-,
den unter der Einwirkung des allmählig wieder anzubahnen «
den ffeien Verkehrs auch auf dem Wohnungsmarkt .

"
Es wäre von Interesse , wenn einmal von sachverständige,?

Seite eine Darlegung gegeben würde, aus der die ungefähr «?
Höhe der bei Anwendung der obigen Grundsätze zu erwar¬
tenden Mietpreise aus geeigneten Beispielen und in runde »,
Zahlen zu ersehen wäre .

* Todesfall . Jin 83 . Lebensjahr ist Generalleutnant z. D.
Adolf Freiherr Boecklin von Boecklinsau gestorben . Der Ent .
schlafen« war in Ettenheim geboren und im Jahre 1858 in das
2. Bad . Inf . Reg . in Mannheim eingetreten. Er »nachte die
Feldzüge 1866 und 1870/71 mit und durchlief nach dem Krieg
gegen Frankreich die einzelnen Rangstufen bis zum General -
leutnant . Als solcher wurde er 1894 zur Disposition, gestellt
und lebte seit dieser Zeit in Karlsruhe .

Scsi . Kolosseum. Mit dem Neujahrsprogramm hatte Hery
Direktor Kiefer eine glückliche Hand. Das Programm darf irr
jeder Hinstcht als erstklassig angesprochen werden. In borneh-
mer ansprecheirder Weise bringt Frl . Lona Florenz einig«?
hübsche Lieder zum Vortrag . Irene Foffor ist eine geschickte ;
Künstlerin , welche auf verschiedenen Instrumenten brilliert .
Vorzügliche Leistungen «ms equilibristischem Gebiete biete«
Strubbe und Partnerin . Bewundernswerte Experimente in dev
Magie zeigen Reffor . Die Leistungen überragen dos Alltäg¬
liche bedeutend. Die Familie Rydner zeigen , was in der Akro -
batie erreicht werden kann und bringen angenehme Abwechs¬
lung in das gute Programm . Als eine ganz hervorragende
Nummer dürfen die Amoretten , lebende Porzellan -Meisterwerks
angeffprocheuwerden . Diese künstlerischen Darstellungen ringer«
dm Publikum staunende Bewunderung ab . Der sächsische Eha>«
raktcrkomiker Hugo Voigt behandelt mit Witz und Humor daA
Soldatenleben . Die komischen Darbietungen aus den » Drahtseil
durch Te-nsi Parkius und Partner bilden den Schluß des Pro¬
gramms . Das Publikum nimmt die einzelnen Nummerrr mit
großem Beifall auf und lohnt hierdurch die Künstle : für ihrtz
Darbietungen in dankbarer Weise . Tie Hauskapelle vervoll¬
ständigt das in jeder Weise eKlpfehiensiverte Programm aufss
beste und befriedigt verläßt der Besucher die Vorstellung.

dla . Auf dem Biehmartt am 10. d. M. war der Auftrieb
nicht sehr groß, er betrug im ganzen 124 Stück Vieh und zwar y
14 Ochsen , 12 Dullen , 19 Kühe und 16 Färsen , 9 Kälber unds
S4 Schweine . Für Großvieh betrug der Preis für den Zent «
ner Lebendgewicht zwischen 450 und 950 Mi, Kälber wurden!
mit 3 —110 M . das Pfund lebend bezahlt und Schweine mit
13,50 bis 16 M . Infolge der geringeren Zufuhr ging das Ge¬
schäft flott , der Markt wurde geräumt .

Vsdilcke Gemeindelcbsu.
VI-. Lahr , 11 . Jan . Naivem in Kürzell sämtliche drei Wahl -

gänge resultatlos verlaufen sind , hat das Ministerium des In¬
nern den Landwirt B . Kvps 2 zum Bürgermeister ernannt ,der schon einmal als Gemcinderat stellvertretungsweise das!
Amt des Bürgermeisters verwaltete . — Im GenreindewxÄH
von Schuttertal wurde der Landwirt Vetterer von einem rol¬
lend« ,» Stamme lebensgefährlich verletzt .

Mosbach , 11 . Jan . Das neue Stadtgrld wird in detz
allernächsten Zeit in den Verkehr gebracht werden . Die städt-
Münze zeigt auf der «inen Seite die Zahl 10 und «us der an¬
deren das Bild des Rathauses mit der Umschrift : „Aus deuy,
Mosbacher Rathaus geht ständig der Draht aus .

"

IrtLrsrilcbe Neuerlcbeinungen.
Paul Aech: Ereignis . Roorven. Musarion -Verlag Mün¬

chen.) Paul Zech , dessen Lyrik längst keiner Anpreisung mehr
bedarf , zeigt sich hier als Prosaist von Qualität . Mt drama¬
tischer Wuchst, in kur- Sr, « »dringlichen Sätzen malt er visio¬
näre Bilder menschlichsken Geschehens : Hatz, Liebe und Ver¬
zicht, uralter rasende « Kamps der Geschlechter, furchtbarer,
unerbittlicher noch als der Kampf der Völker, der in einzel¬
nen Bildern blutrot im Hintergründe aufleuchtet.

Ott » Flake : Nein «nd I «. Roman. iS . Fischer , Verlag,
Berlin .) Der Schauplatz ist das Zürich des Kriegs. Mare
erwarte keil« Schilderung von Schieber » . Spionen und Hotel»
«xistenzen . Das Zeitgeschichtliche fehlt nicht, aber das Thema
bildet Fragen der Energie ; es ist der Roman der Charakterbil¬
dung . WaS nicht Impuls bleibt, wird Dialektik , sagt Flak«
Und sucht , im Gegensatz zum dänronischen Stammeln , dm
Kraft zur Undämonie . °



Nadilcke Leitungsttimmerl .
M , »o > Inhalt d«r hkk v«riff-»« !chtn> Z«id» a»ftl« mrn Ufteraimmt die NkdaM»»

I »»S » paltttsch « « erant >o » k«nn, . Dt» 8 »it»n, »M« « kn Vien«« de« tzwecke
>« Vümtieru»- : ft« I«»«« «t» -djetti»«« » tld ^ ben von den Stimmungen und «» >
UnnnngTr , »te u> den BtLtteru de« Land« ,u» « uddnuk gelangen .)

„Auftrumpfende Verleumduugssucht."
Unter dieser Überschrift schreibt der „Bolksfreund" :
„Trotzdem sich die ganz« Welt darüber einig ist. daß das

deutsche Volk sein nationales Unglück in erster Linie der auf¬
trumpfenden Überheblichkeit seiner ostelbischen Junker samt
tnilitaristisch -nationalistischem Anhang verdankt, werden die
chauvinistischen BolkSverderber nicht müde, in gespreizter Lü¬
genhaftigkeit immer wieder die Schuld von sich abzuwälzen und
den schwerbeladenen breiten VolksmassenHuzuweisen. Um diese
Methode besser in Geltung bringen zu können, matzen sie sich
gleichzeitig an , einzige Erbpächter nationalen Tuns zu sein,
indem sie die Handlungen anderer Mitbürger als nicht natio¬
nal verschreien, ja ihnen das nationale Handeln absprechen .
Aus diesem Gesichtspunkt heraus schreibt die „Süddeutsche
Zeitung " :

„Noch gilt in den Kreisen, die im heutigen Deutschland eine
bestimmte Rolle sich anmatzen, für einen Makel, für «reaktio¬
när ", sich national ohne Vorbehalt zu nennen und entsprechend
zu handeln ."

Indem wir diese freche Verleumdung des heutigen Deutsch¬
land in schärfster «Form zurückweisen , möchten wir gleichzeitig
feststellen, daß es die Politik der Deutschnationalen war . die
uns in den Krieg hineinkutschierte, die uns den U -Bootskrieg,
den Krieg mit Amerika und den Zusammenbruch brachte, ja
nwchten wir gleichzeitig aussprechen, datz es auch heute «och
die antinationale Politik der Deutschnationalen in der Ent¬
waffnungsfrage u . Einwohnerwehrfrage ist, die uns fortgesetzt

Schwierigkeiten beim Wiederaufbau macht . Umgekehrt aber l
ist es die nationale Politik des demokratischen Deutschland, die
sich bemüht , aus den von der Reaktion hinterlassenen Trüm¬
mern Deutschlands das Land und die Nation neu aufzubauen .
So können wir es ruhig der Geschichte überlasten, ihr Urteil zu
sprechen , wer national im wahren Sinne des Wortes handelt ,
oder national in Gänsefützchen: Die republikanischenBaumeister
des zusammengebrochenen Vaterlandes oder die „deutschnatio¬
nalen " Volksverhetzer, die im Belsazarwahn mit dem Reich
va dangue spielten, es damit zerstörten, um dann über diejeni¬
gen zu spotten, die es in mühevoller Arbeit wieder aufrichten ? "

Stsatssnzeiger.
Durch Entschlietzung des Staatsministeriums vom 30 . De¬

zember v. I . wurde der wissenschaftliche Hilfsarbeiter bei der
landwirtschaftlichen Versuchsanstalt Augustenberg vr . K.
Müller zum Direktor des Weinbauinstituts in Freiburg er¬
nannt .

Vom Justizministerium ist unterm 8 . Dezember v . I . Ge¬
richtsassestor Paul Riedel aus Kehl als Rechtsanwcklt beim
Landgericht Offenburg mit dem Wohnsitz in Offenburg zuge-
laffen worden. j

Das Justizministerium hat unterm 6. Januar d. I . die Ju¬
stizaktuare Rudolf Altenau beim Amtsgericht Lörrach, Fried¬
rich Wörne beim Amtsgericht Breisach, Karl Geist und Jakob
Ohr beim Amtsgericht Mannheim , sowie Karl Pfundstein
beim Notariat Bonndorf zu Oberjustizsekretären ernannt .

Das Ministerium des Innern hat mit Ermächtigung des
Staatsministeriums den Amtmann vr . Walter Müller , zur¬
zeit beim Bezirksamt Wolfach, auf den 15. Januar d. I . zum
Bezirksamt Weinheim versetzt .

l Die Gerichtsvollzieher Georg Geier uns Anton Gras in
Bruchsal, Georg Röster und Philipp Tränmrr in Mannheim .
Simon Bierneisel in Heidelberg und Georg Klaps in Freiburg
sind in den Ruhestand getreten . Gerichtsvollzieher Hermann
Voll in Baden ist gestorben.

Karlsruhe , den 7. Januar 1S21.
Justizministerium .

Der Ministerialdirektor : '
Bernauer . Bühlen

Errichtung von Finanzämtern .
Seit August d. I . ist in Singen ein Finanzamt im Sinn «

von Z 8 Abs . 2 der Reichsabgabenordnung errichtet . Die Dienst¬
räume befinden sich im Enzenbergischen Schloß. Der Ge¬
schäftsbezirk des Amts umfaßt den Amtsgerichtsbezirk Radolf¬
zell und den Amtsbezirk Engen mit Ausnahme der Orte Aus¬
fingen, Hintschingen, Jmmendingen , Kirchen und Hausen i . T .»
Leipferdingen, Möhringen und Zimmern , die auf 1. Januar
1821 dem Finanzamt Donaueschingen zugeteilt werden . Das
Finanzamt Singen übernimmt die Geschäfte des bisherigen
Hauptsteueramts Singen mit Ausnahme der Geschäfte wegen
der Zölle und Verbrauchssteuern sowie der badischen Fleisch¬
steuer, ferner die Geschäfte der bisherigen Steuerkommissär¬
dienste Engen und Radolfzell, die auf den 31 . Dezember d . I .
kaufgehoben werden, nachdem der Dienst schon seit dem August
d . I . mit dem Finanzamt vereinigt war .

Die Landesbehorden werden wegen des Ansatzes von Justiz -
und Polizeigefällen hierauf besonders aufnterksam gemacht.

Karlsruhe , den 31 . Dezember 1920 .
Der Präsident deS Landesfinanzamt ».

Köhler . Leckert.

kaclisclieL t.ancleLllieaiei'.
vomrerstaL , 13. fanuar 1921 : */,7—*/,10Ilttr . 17 Lllc.

l-Hockreil,

wird strebsamer Herr mit eigenen Barmitteln
von einigen Tausend Mark als

eines sehr gewinnbringenden Unternehmens
sofort gefttcht . Zü verdienendes bedeutend,
hohe- Einkommen. Da genaue Anweisung
vom Hause erfolgt , sind Branchekenntniffe
nicht erforderlich. Ausführliche Bewerbungen
mit Altersangabe rc. erbittet
«epesäes - I.Io>ü, küfllil - cligMsilIllilg S.

m Mwnleiihm tteil -SM ».
Anläßlich der Erweiterung des Krankenhauses ist

die Aufnahme einer neuzeitlich ausgestalteten Röntgen¬
anlage unter Leitung eines Fachmannes iRöntgenologen)
vorgesehen . J .810

Ärzte mit Spezialkenntniffen und Erfahrungen im
Röntgenfach werden aufgefordert , unter Angabe der
Ausbildung , der bisherigen ärztlichen Tätigkeit und
der Gehaltsansprüche sowie Beifügung von Lebens¬
lauf «nd Zeugnissen binnen 3 Woche « Bewerbung
beim Stadtrat einzureichen.

Stadtrat Baden -Baden .

(Eisenbahn -Paketkarten )

Frachtbriefe
Eilfrachtbriefe

in neuester Fassung "WH
liefert billig, bei größerem Bedarf
— mit Preisermäßigung —

G. Braunsche Hofbuchdruckerei
t« Karlsruhe , « arlfriedrichstraße 14 .

(Schalterraum ).

KkMllWhW MgellOWst S.T b. h.,
MIWHUM (Mm).

Bilanz per 31 . Dezember ISIS .
Aktiva.

Kassa-Konto . 374 -85
Effekten-Konto 275 .—
Kontokorr.-Kt . 23 075 .15

-ik 23 725 .

Passiva .
Stammanteil .

Konto - . 23 530 —
Reservefds.-Kt.^ 195 .

^ 23 725 —
Mitgliederstand .

Stand am 31 . Dezember
1919 (Gründung April
1919 ) . 64

Geschäftsguthabeu «nd
Haftsumme .

Stand am 31. Dezember
1919 . . . ^» 24400 . -

Muggensturm , den 20. September 1920.
Der Vorstand»

Kästner. Christ . JBOl

MWWM
Bei der städt. Werkskasse

ist die Stelle eines Buch¬
halters sofort zu besetzen.
Bewerber müssen im städt.
Kaffen- und Rechnungswe¬
sen gut bewandet sein und

insbesondere die Haupi>
bücher selbständig führen
können. J .809L1

Bewerbungen mitLebenS-
lauf und Zeugnissen au
das städt. RechunngÄmst,

Mllingen , 11 . Jan . 1921 .
Der Gemeinderat .

« »
k kortvvästrenci ZetraAens »
: Serm - MS vrmMIel- :

Mil
; kortvvästrenci ZetraAens

ImMete , llsltsmA , !

IMWe , smslmr . ltt - r

rltliÄMräti . tzolß. M » . !

Wlnl», Mel illrr krt, z
MlMMlIlllM. UlllttNMW :

ULVV. U8N . ;
Oekl. iVQAedote erbittet ;
Wsinlnsubs -

stn- unäVorllLukgssokSft ;
lvarlsruste i

LronsnstraLe 52 t
l 'elsptt . Nr . 3747 i

BiirgsMe Rechtspflege.
s . Streitige Gerichtsbarkeit .

Aufgebot.
V 351 .2 .1 Heidelberg. Die

Architekt Adam Mahr Ehe¬
frau , Sophie Margarete geb .
Wagemuau » in Heidelberg,
Akademiestr. 6, hat das
Aufgebot des zu ihren
Gunsten ausgestellten Hy¬
pothekenbriefes über die im
Grundbuch von Heidelberg
Band 51 Heft 7 m Abtei¬
lung Nr . 4 auf das Grund -
Mick Lgb .-Nr - 725 der Ge¬
markung Heidelberg (Aka¬
demiestr 6) eingetragene
Hypothek für Darlehen in
Höhe von 5 000 M . bean¬
tragt - Der Inhaber der
Urkunde wird aufgefordert ,
spätestens in dem auf

Dienstag, 19. Mai 1921 ,
vormittags 9 Uhr,

vor dem Unterzeichneten
Gerichte anberaumten Auf-
gebotstermmo-feine Rechte
anzumelden und die Ur¬
kundevorzulegen, widrigen¬
falls die Kraftloserklärung
der Urkunde erfolgen wird-

Heidelberg, 5- Jan . 1921.
Der Gerichtsschrribrr deS

Amtsgerichts 3._
Aufgebot.

B .357 -2 2 Heidelberg. Der
Architekt Ludwig Mayer
in Freiburg i. Br . hat das
Aufgebot des ihm abhanden
gekommenen Teilhhpothe-
kenbriefs über 40000 Mk .
Teilbetrag der im Grund¬
buch von Heidelberg Band
19, Heft 11 , dritte Abtei¬
lung Nr- 3 eingetragenen
60000 Mk - zu Gunsten des
Antragstellers , lastend auf
demGrundstückLgb. Nr . 474
derGemarkung Heidelberg,
Hauptstraße Nr. 95, Eigen¬
tümer Eierhändler Peter
Rommeiß hier und dessen
Ehefrau . Babette geb . Mül¬
ler zu je V, Miteigentum
beantragt . Der Inhaber
der Urkunde wird aufge-
fordert,spätestenSin demauf

DieuStag , Ist Mai 1W1,
vormittags II Uhr,

vor demUnterzeichnern Ge¬
richte Zimmer Nr - 25 an-
beraumten Aufgebotstermi¬
ne seine Rechte anzumelden
und die Urkunde vorzule¬
gen, widrigenfalls die Kraft¬
loserklärung der Urkunde
erfolgen wird.

Hädelbera , 3- Jan . 1921.
Der Gerichtsschreiber d«S

Amtsgerichts 1.

V-358 -2 .1 . Pforzheim . Es
ist beantragt , den Grund¬
schuldbrief für kraftlos zu
erklären, der vom Grund¬
buchamt Pforzheim über
die Eintragung einer Grund¬
schuld in Höhe Von20000 M-
nebst 5°/o Zins vom 24. X .
1917 an , für die Karl Grimm
Ehefrau auf dem Grund¬
stück der Gemarkung Pforz¬
heim, Lgb .Nr .3116— Grund¬
buch Band 145 Heft 16
Abt . m Nr . 9 — erteilt
worden ist . Der Inhaber
der Urkunde wird aufgefor¬
dert, spätestens in dem auf :
Donnerstag, 19. Mai 1921 ,
vormittags 9 Uhr, Zimmer 13
vor dem Bad . Amtsgericht
Pforzheim anberaumten
Aufgebotstermin seine Rech¬
te anzumelden und die Ur¬
kunde vorzulegen, widrigen¬
falls ihre Kraftloserklärung
erfolgen wird.
Pforzheim , 5 . Januar 1921 .

Der Gerichtsschrcibcr des
Amtsgerichts A- 8.

V -352 .2 .2 Rastatt. Das
Amtsgericht Rastatt hat
heute folgendes Aufgebot
erlassen : Die Anna Kraus I
Ehefrau geb . Kleinbub in
Elcheshetm hat beantragt ,
ihren am 2 . November 1843
in Elchesheim geborenen
Ehemann , den Landwirt
Leopold Kraus l , zuletzt
wohnhaft in Elchesheim, für
tot zu erklären . Der Ver¬
schollene ist am 9- Juli
1905 von zu Hause wegge¬
gangen und hat seitdem
keine Nachricht mehr von
sich gegeben . Vermutlich
hat er den Tod im Rhein
gefunden . Der bezeichnete
Verschollene wird aufgefor¬
dert, sich spätestens in dem
auf Freitag, 29. Juli 1921 ,
vormittags 9 Uhr, vor dem
Amtsgericht Rastatt anbe¬
raumten Aufgebotstermin
zu melden, widrigenfalls
die Todeserklärung erfolgen
wird. An Alle, welche Aus¬
kunft über Leben oder Tod
des Verschollenen zu ertei¬
len vermögen, ergeht die
Aufforderung, spätestens im
Aufgebotstermin dem Ge¬
richte Anzeige zn machen

Rastatt , 30. Dez. 1920.
Gerichtsschrriberei deS

Amtsgerichts .

MMtinWlWll.
BeinuBezirksamtBilliuge »

ist eine

klllizlWWlM
zu besetzen. Anfanasgehalt
8100 M . ohne Kinderzu¬
lagen.

Bewerber au» der Zahl
der ttige » Militäranwärter
(Inhaber de» Zidilversor-
gungSscheine ») wollen sich
unter Vorlage ihrer Mili-
tärpapiere und Dieustzeug-
nisse, sowie eine» fäbstge-
schriebenen und selbstver-
faßten Lebenslaufes bei
Unterzeichneter Stelle
melden. VS7S

Villinge», S. Jan . 1921 .
Badisches Bezirksamt .

Di« 20000 « olt-
lrituug Lau- Shuuseu-
Roseuberg detr-

Da » Staatsministerium
hat mit Entschließung vom

30 - Dezember 1920 ausge¬
sprochen , daß die Eigen¬
tümer der Grundstücke Lgb .
Nr . 6432 und 302 der Ge¬
markung Meckesheim ver¬
pflichtet sein sollen, nach
vorgängiger Entschädigung
die Eintragung beschränk -
terpersönlicherDienstbarkei-
ten auf ihren Grundstücken
zugunsten des badischen
Landesfiskus —Wasser- und
Straßenbau -Verwaltung —
des Inhalts zu dulden, daß
der LandeSfiskus berechtigt
ist, auf dem Grundstück
Lgb. Nr . 6432 einen Holz¬
doppelmast und auf dem
Grundstück Lgb- Nr - 302
einen Gittermast der staat¬
lichen 20000 Voltleitung

von Landshausen nach Ro¬
senberg aufzustellen, die
erforderlichen Leitungen zu
ziehen, diese Anlage zu be¬
tteiben . zu beaufsichtigen
und in Stand zu halten .

Heidelberg, 6. Jan . 1921 -
Bezirksamt .

Die Errichtung
einer Hochspannleittmg
auf Gemarkung Hei¬
delberg betr .

Das Staatsministerium
hat mit Entschließung vom
4- Januar 1921 ausgespro¬
chen, daß die Eigentümerin
des Grundstücks Lgb . Nr.
2731 der Gemarkung Hei¬
delberg verpflichtet sein soll.

nach vorgängiger Entschä¬
digung die Eintragung
einer beschränkten persön¬
lichen Dienstbarkeit auf
ihren Grundstückezugunsten
des badischenLandesfiskus -
Wasser- und Straßenbau -
Verwaltung — des Inhalt »
zu dulden, daß der LandeS-
fiskus berechtigt ist , auf
dem Grundstück Lgb. Nr.
2731 der Gemarkung Hei-
delberg einen Eisenmast
der staatlichen Hochspan¬
nungsleitung aufzusteüen,
die Leitung einzurichten,
in Betrieb zu nehmen und
zu unterhalten . V.380

Heidelberg, 10. Jan . 1921 .
Bezirksamt .

Zentral-Giiterpechts-Register fiir Baden.
Bruchsal . B .329

Gütcrrechtsregistereinttag
Band I Sc :te IM betr.
Lauteuschläger , Johann .
Landwirt in Heidelsheim,
und Margaretha Elisabeth«
geb . Grün : Laut Nachtrag
vom 15. Dezember 1920 zum
Ehe- und Erbvertrag vom
26 . Februar 1902 sind die in
8 1 bczeichneten Fahrnisse
von der Ehefrau angeschasst
worden.

Bruchsal, 29 . Dez. 1920.
_ Amtsgericht.
Bruchsal. VÄ30

Güterrechtsregistereintrag
Band IH Seite 23 : Besser,
Gustav , Kaufmann in Bruch¬
sal, und Sophie geb. Scheu¬
erte . Vertrag vom 18. De¬
zember 1920 : Gütertren¬
nung .

Bruchsal, 4. Januar 1921.
_ Amtsgericht.
Emmeudingeu. V.320

Zum Güterrechtsregister
Band I Seite 361 ist ein¬
getragen : Friedrich Saaler »
Kaufmann in Teningen, und
dessen Ehefrau Frieda geb.
Gebhardt daselbst , „Güter¬
trennung unter Aufhebung
des bisherigenGüterrechtes .

Vertrag vom 23 . Dezem¬
ber 1920 . Beilagen Band
IX S . 146.
EmmendiWen,31. Dez . 1920.

Bad. Amtsgericht 1.
Gernsbach . B .361

GüterrechtsregisterBand I
Seite 401 : Latz, Kasimir
Hermann , Holzbändler, und
Elsa geborene Krafft in
Gernsbach. Vertrag vom
26 . Dezember 1920 Verwal¬
tung und Nutznießung !des
Ehemannes am Vermögen
der Ehefrau ausgeschlossen.
Gernsbach, 6. Januar 1921.

Bad. Amtsgericht.
Heidelberg . BB21

Güterrechtsregistereinttag
Band VI . S . 412 Kt»,er,
Heinrich, vr . weck ., Assistent
in Heidelberg , und Anna
geb. Bach . Vertrag vom
16. Dezember 1920 . Er¬
rungen ?chastsgemeins chaft.
Heidelberg , S. Januar 1921.

_ Amtsgericht 5.
Karlsruhe . V .371

In das Güterrechtsre¬
gister ist zu Band X einge¬
tragen :

Seite 45 : Koch , Otto ,
Kaufmann , Karlsruhe -
Grünwinkel, und Else geb.
Becker. Vertrag vom 28.
Dezember 1920 . Errungen -
schastsgemeinschaft mit Vor-
vehaltsgut der Frau .

Seite 46 : Laub, Karl,

Architekt , Karlsruhe , und
Luise geb. Wohlwend. Ver¬
trag vom23 . Dezember 1920 -
Gütertrennung .

Seite 47 : Raftättrr , Emil,
Mechaniker , Karlsruhe -
Beiertheim, und Helena gen .
Lina geb. Martin . Vertrag
vom 3 . Januar 1921 . Gü¬
tertrennung .

Karlsruhe , 7. Jan . 1921 .
Badisches Amtsgericht v . 2.
Mannheim. B .362

Zum Güterrechtsregister
Band XIV wurde heute ein¬
getragen:

1 . Seite 253 : Adolf « oru,
Kaufmann , und Auguste geb.
Rapp in Mannheim . Ver¬
trag vom 10. Dezember 1920.

Errungens chaftsgemein -
schaft. Borbehaltsgut der
Frau ist ihr im Ehevertrag
verzeichnetes eingebrachtes
Vermögen, sowie dasjenige,
was sie während der Ehe
durch Erbschaft oder Schen¬
kung erwirbt.

2. Seite 254 : Hermann
Platz, Maler , nnd Marga¬
rete geb- Speicher in Mann¬
heim . Vertrag vom 17. De¬
zember 1920 . Errungen -
schaftsgememschaft .

3. Seite 255 : Paul Lo¬
renz , Kaufmann, und Ma¬
ria geb. Schmelzer in Mann¬
heim . Vertrag vom 23 .
Dezember ISA). Errungen¬
schaftsgemeinschaft . Vorbe¬
haltsgut der Frau ist ihr
im Verzeichnis zum Ehever-
trag bczeichnetes eingrbrach -
tes Gut , sowie alles , was
sie künftig durch Erbschaft,
Schenkung, oder auf sonstige
Weise erwirbt.

4. Seite 256 : Heinrich
Habermao«, Oberingrnieur»
und Anna geb. Erdmann
in Mannheim . Vertrag
vom 3. Januar 1921. Gü¬
tertrennung .

Mannheim , 8. Jan . 1921.
Bad. Amtsgericht v . G. 4.

Pforzheim. V.363
Güterrechtsregister-Ein-

träge :
1. Wolf, Leopold, Restau¬

rateur zur Krone in Pforz¬
heim , und Betty geb. Hilb.
Vertrag vom 28 . Dezember
1920. Gütertrennung .

2 . Christoph » « , Paul ,
Kaufmann in Pforzheim,
und Margarethe geb. Gädke.
Vertrag vom 29 . Dezember
1920 . Errungenschaftsgc-
meinschaft . Borbehaltsgut
der Frau ist : ») Das im
Vertrage näher bezeichnete
Vermögenlaut vorliegendem
Verzeichnisse, d) Alles Ver¬
mögen , welches die Frau

von Todeswegen oder mit
Rücksicht aus ein künftige»
Erbrecht, durch Schenkung
oderalsAusstattung erwirbt .

AmtsgerichtPforzheim.
Schwetzingen . V.348

Güterrechsregistereintrag
Band II Seite :

359 : Hirsch, Hans Adam,
Bierbrauereibesttzer,undKa-
rolina Elisabeths geb. Melde.
Vertrag vom 28. Juli 1920 .
Errungenschaftsgemeinschaft
mit Vorbehaltsgut .

360 : Spilger , Friedrich
Philipp,LandwirtinSchwet -
zingen , und Karolina geb.
Federolf . Vertrag vom 3.
November 1920 . Errunaen -
schaftsgemeiuschaft mit Vor¬
behaltsgut .
Schwetzingen , 6 . Jan . 1921.

Amtsgericht 2.
Tribrrg . V.31S

Güterrechtsregister Seit «
485 : Emil Rieager, Metzger
in Tribrrg , und Magdalena
geb. Stulz . Vertrag vom
38. Dezember 1920 . Güter¬
trennung .

Tribrrg , 30. Dez . 1920 .
Bad . Amtsgericht 1 .

Meins-ReM«.
Mannheim. B .372

Zum Vcreinsregister Bd . I
O - Z. 51, Verein Hunde-
Sport E . B. Mannheim in
Mannheim wurde heute ein¬
getragen:

Der Name des Vereins
ist geändert in : Bereinigte
Hnndefrenndk Mannheim.
Mannheim , 5. Januar 1921 .

Bad. AmtsgerichtB. G. 4.

Offenburg . V .258
Perjeinsregistereintra -

Band l O .-Z. 47 : St .
BinzentiuS -Berei« Hof¬
weier.
OffeiLurg , 30. Dez . 1920.

Amtsgericht.

Pforzheim. V.311
BcreinSreaister-Eintrag .

Der Name des „Vereins
gegen Mißbranch geistiger
GetränkeBttirksvereinPforr »
heim" in Pforzheim wurde
in Vezirksverbaabgegen den
Alkoholismns geändert.

Amtsgericht Pforzheim.
forzheim . BL64

Bcreinsregister-Eintrag .
Der Name des „Vereins
selbständiger Kanflrnte,
Pforzheim" in Pforzheim
wurde in „Landeszrntrale
des Badischen Einzelhandel-»
Ortsgruppe Pforzheim" ab»
geändert.

Amtsgericht Pforzheim»
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